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1639/2015
Gesetz 

zur Änderung des Landesplanungsgesetzes 
– Windenergieplanungssicherstellungsgesetz (WEPSG) – *)

Vom 22. Mai 2015
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Landesplanungsgesetzes

Das Landesplanungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 10. Februar 1996 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 232), vollständig neu gefasst durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes zur Neufassung des Landes-
planungsgesetzes und zur Aufhebung des Landesent-
wicklungsgrundsätzegesetzes vom 27. Januar 2014 
(GVOBl. Schl.-H. S. 8), wird wie folgt geändert:

1.	§ 18 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 werden nach dem Wort „Maßnah-
men“ die Wörter „im Einzelfall“ eingefügt.

b)	 Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 2 
und 3 eingefügt:

„(2) Abweichend von § 14 Absatz 2 ROG 
kann die Landesplanungsbehörde gegenüber 
den in § 4 ROG genannten öffentlichen Stel-
len auch bestimmen, dass raumbedeutsame 
Planungen und Maßnahmen zur Windenergie-
nutzung sowie Entscheidungen über deren 
Zulässigkeit in einzelnen Planungsräumen be-
fristet allgemein untersagt sind. Die Untersa-
gung ist zulässig, wenn sich ein Raumord-
nungsplan in Aufstellung befindet, in dem als 
Ziel der Raumordnung eine räumliche Konzen-
tration der Windenergienutzung bei gleichzei-
tigem Ausschluss an anderer Stelle im Pla-
nungsraum vorgesehen ist, und zu befürchten 
steht, dass Planungen und Maßnahmen zur 
Windenergienutzung außerhalb der dafür zu-
künftig vorgesehenen Gebiete die Verwirkli-
chung der vorgesehenen Ziele der Raumord-
nung unmöglich machen oder wesentlich er-
schweren würden. Die Dauer der Untersagung 
beträgt bis zu zwei Jahre. Die Landespla-
nungsbehörde kann die Untersagung um ein 
weiteres Jahr verlängern. Die Landespla-
nungsbehörde kann allgemein für räumlich ab-
gegrenzte Gebiete des Planungsraums oder 
im Einzelfall gegenüber den in § 4 ROG ge-
nannten öffentlichen Stellen Befreiungen von 
der Untersagung nach Satz 1 zulassen, wenn 
und soweit raumbedeutsame Planungen oder 
Maßnahmen nicht befürchten lassen, dass die 
Verwirklichung der in Aufstellung befindlichen 

Ziele der Raumordnung unmöglich gemacht 
oder wesentlich erschwert wird.“

(3) Vorhaben, die vor dem Eintritt der Wirk-
samkeit der Untersagung genehmigt worden 
sind, sowie Unterhaltungsarbeiten und die 
Fortführung einer bisher ausgeübten Nut-
zung werden von der Untersagung nicht be-
rührt.“

c)	 Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4.

2.	Nach § 18 wird folgender § 18 a eingefügt:

„§ 18 a 
Vorläufige Unzulässigkeit von 

Windkraftanlagen und Ausnahmen

(1) Die Landesplanungsbehörde hat unver-
züglich Verfahren zur Neuaufstellung von 
Raumordnungsplänen oder zur Fortschrei-
bung bestehender Raumordnungspläne ein-
zuleiten, mit denen Ziele und Grundsätze der 
Raumordnung zur räumlichen Steuerung der 
Errichtung von raumbedeutsamen Windkraft-
anlagen für alle Planungsräume aufgestellt 
werden. Zur Sicherung dieser Planung sind 
bis zum 5. Juni 2017 raumbedeutsame 
Windkraftanlagen im gesamten Landesgebiet 
vorläufig unzulässig.

(2) Die Landesplanungsbehörde kann allge-
mein für räumlich abgegrenzte Gebiete des 
Planungsraums oder im Einzelfall gegenüber 
den in § 4 ROG genannten öffentlichen Stel-
len Ausnahmen von der Unzulässigkeit nach 
Absatz 1 zulassen, wenn und soweit raumbe-
deutsame Windkraftanlagen nach dem jeweili-
gen Stand der in Aufstellung befindlichen Ziele 
der Raumordnung nicht befürchten lassen, 
dass sie die Verwirklichung dieser Ziele un-
möglich machen oder wesentlich erschweren.

(3) § 18 Absatz 2 bleibt unberührt. § 18 Ab-
satz 3 gilt entsprechend.“

3.	 In § 19 Absatz 3 Satz 1 werden nach den Wörtern 
„Absatz 1“ die Wörter „oder Absatz 2“ eingefügt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft. Artikel 1 Nummer 2 tritt am 6. Juni 
2017 außer Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 22. Mai 2015
To rs t en  A l b i g
Ministerpräsident

*)	 Ändert Ges. vom 27. Januar 2014, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 230-1
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Hinweis: Die vollständigen Fassungen aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen können im Internet unter http:// 
www.schleswig-holstein.de (➝ Landesrecht) abgerufen 
werden.


